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Text 

Artikel 55 

(1) Eine Vertragspartei kann bei der Ratifikation, der Annahme oder der Genehmigung dieses 
Übereinkommens erklären, daß sie in einem oder mehreren der folgenden Fälle nicht durch Artikel 54 
gebunden ist: 

 a) Wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, ganz oder teilweise in ihrem 
Hoheitsgebiet begangen wurde; im letzteren Fall gilt diese Ausnahme jedoch nicht, wenn diese 
Tat teilweise im Hoheitsgebiet der Vertragspartei begangen wurde, in dem das Urteil ergangen 
ist; 

 b) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, eine gegen die Sicherheit des Staates 
oder andere gleichermaßen wesentliche Interessen dieser Vertragspartei gerichtete Straftat 
darstellt; 

 c) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, von einem Bediensteten dieser 
Vertragspartei unter Verletzung seiner Amtspflichten begangen wurde. 

(2) Eine Vertragspartei, die eine solche Erklärung betreffend eine der in Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Ausnahmen abgibt, bezeichnet die Arten von Straftaten, auf die solche Ausnahmen 
Anwendung finden können. 

(3) Eine Vertragspartei kann eine solche Erklärung betreffend eine oder mehrere in Absatz 1 
genannten Ausnahmen jederzeit zurücknehmen. 

(4) Ausnahmen, die Gegenstand einer Erklärung nach Absatz 1 waren, finden keine Anwendung, 
wenn die betreffende Vertragspartei die andere Vertragspartei wegen der selben Tat um Verfolgung 
ersucht oder die Auslieferung des Betroffenen bewilligt hat. 
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